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Die Tagung war Bestandteil des durch die EU-Kommission geförderten Projektes  

„Crime prevention in districts through horizontal approaches“. 

 

„With the financial support of the Prevention of and Fight against  

Crime Programme of the European Union” 
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Bürgerbeteiligung in der Kommunalen Kriminalprävention hat unterschied-
liche Facetten. Bürger begleiten Jugendliche durch die Nacht, sind als 
Mediatoren in Schulen tätig, übernehmen Lesepatenschaften, richten 
Sportfeste aus, setzen sich gegen „Unordnungserscheinungen“ in ihrem 
Stadtteil ein, sind „Wachsame Nachbarn“. 

Bürgerbeteiligung gilt als eines der konstituierenden Merkmale der Kom-
munalen Kriminalprävention. 

Warum sollen sich Bürger beteiligen? 

Sie werden als „Experten vor Ort“ angesehen, da sie umfangreiche 
Kenntnisse über ihren sozialen Nahraum haben, können ihr Wissen zur 
kriminalpräventiven Arbeit beisteuern, geben Anregungen für Themen und 
leisten so einen positiven Beitrag zur Lebensqualität sowie zum gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und zum Erhalt von Stadtteilnetzwerken. 
In Deutschland fällt die Bürgerbeteilung in kriminalpräventiven Gremien 
eher gering aus. Teilweise haben Bürger kein Interesse, teilweise gibt es 
kulturelle Barrieren, es gibt ein unterschiedliches Verständnis darüber, wer 
für die präventiven Belange der Inneren Sicherheit zuständig ist und nicht 
zuletzt ist die Frage, ob und wie man sich beteiligen kann, oftmals unklar. 

Die Tagung möchte klären, wie in europäischen Ländern mit Bürgerbetei-
ligung umgegangen wird, welche Formen und Beteiligungsmöglichkeiten 
es gibt, welche Vor- und Nachteile gesehen und welche Erfolge mit Bür-
gerbeteiligung erreicht werden konnten. Dadurch möchte die Tagung ei-
nen praxisnahen Beitrag zum Stand, zur Förderung und Unterstützung der 
Bürgerbeteiligung aus europäischer Perspektive leisten. 
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Die Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen dient vorrangig dem 
Studium von Beamtinnen/Beamten der gehobenen Laufbahn für den Poli-
zeivollzugsdienst und dem Studium in den externen Studiengängen "Inter-
nationaler Studiengang Steuer- und Wirtschaftsrecht (ISWR)" in Koopera-
tion mit der Hochschule Bremen und "Risiko- und Sicherheitsmanagement 
(RSM)".  

Weitere Aufgaben sind die Fortbildung insbesondere der Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamten der Polizei im Lande Bremen im "Fortbildungsin-
stitut für die Polizei im Lande Bremen" sowie der Forschung für und über 
die Polizei sowie des Sicherheitswesens im interdisziplinär ausgerichteten 
"Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPoS)". 

 

 

Kontakt: 

Hochschule für Öffentliche Verwaltung (HfÖV) 

Doventorscontrescarpe 172 
28195 Bremen 

Telefon: 0421 / 361 - 52 96 

E-Mail: daniela.fischer@hfoev.bremen.de 
Homepage: www.hfoev.bremen.de 
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Der Senator für Inneres und Sport ist das Innenministerium des Zwei-Städte-
Staates Bremen. Als oberste Landesbehörde ist die senatorische Dienststelle 
nicht nur an der Regierungstätigkeit beteiligt, sondern übt auch die Rechts- 
und Fachaufsicht über die Landeseinrichtungen in ihrem Geschäftsbereich 
(z.B. die Polizei oder das Landesamt für Verfassungsschutz) aus. 

Der Senator für Inneres und Sport bereitet die Beratungen des Senats zu 
Fragen der Innen- und Sportpolitik vor, wozu auch die Erarbeitung von Ge-
setzentwürfen gehört. Darüber hinaus beantwortet der Senator für Inneres 
und Sport Anfragen der Bürgerschaft (einschließlich Petitionen), die sich auf 
die Themenbereiche Inneres und Sport beziehen. Außerdem vertritt er – vor 
allem über die Innenministerkonferenz, die Sportministerkonferenz und die 
Ausschüsse des Bundesrates – die innen- und sportpolitischen Interessen 
des Landes Bremen gegenüber den anderen Bundesländern und dem Bund.  

Die Ausübung der Rechts- und Fachaufsicht über die Landeseinrichtungen, 
die dem Geschäftsbereich des Senators für Inneres und Sport zugeordnet 
sind, erfolgt durch die einzelnen Fachreferate der senatorischen Dienststelle. 
Im Rahmen der Rechts- und Fachaufsicht wird die Verwaltungstätigkeit der 
zugeordneten Behörden dahingehend überprüft, ob sie rechtmäßig und 
zweckmäßig ist. Darüber hinaus entscheidet die senatorische Dienststelle 
auch über Widersprüche, die Bürgerinnen und Bürger gegen Entscheidungen 
der nachgeordneten Behörden einlegen. 

 

 

 

Der Senator für  
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Kontakt 

Der Senator für Inneres und Sport (SIS) 

Contrescarpe 22 - 24 
28203 Bremen 

Telefon: 0421 / 361 - 90 11 
Telefax: 0421 / 496 - 90 09 

E-Mail: office@inneres.bremen.de 
Homepage: www.inneres.bremen.de 
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Die Kooperationsstelle ist eine Einrichtung, die im Jahr 2008 beim Senator 
für Inneres und Sport Bremen in Zusammenarbeit mit der Polizei Bremen, 
der Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen und dem Institut für 
Polizei- und Sicherheitsforschung eingerichtet wurde. Die Kooperations-
stelle Kriminalprävention verfolgt das Ziel, ein transparentes Netzwerk aus 
Sicherheitspartnern des öffentlichen und privaten Sektors aufzubauen, zu 
stärken und kriminalpräventive Arbeit, Sicherheitspartnerschaften und 
Präventionsräte auf lokaler Ebene zu unterstützen und zu fördern. 

Sie versteht sich als Kontakt- und Servicestelle und wendet sich an alle an 
Kriminalprävention interessierten Akteure. Die KSKP bietet vielfältige Un-
terstützung in den Bereichen Vernetzung, Informationsbeschaffung, Fort-
bildung, Mitteleinwerbung, Evaluation, Kommunikation und Öffentlich-
keitsarbeit an. Diese Unterstützung erfolgt beispielsweise über eine um-
fangreiche Internetseite. Thematisch sortiert lassen sich dort etwa Präven-
tionstipps sowie Ansprechpartner finden. Weiterhin ermöglicht eine Pro-
jektdatenbank die Recherche nach Präventionsprojekten im Lande Bre-
men. Zudem stellt die KSKP zur Förderung von kriminalpräventiven Pro-
jekten Finanzmittel zur Verfügung. 

 

 

Kontakt 

Kooperationsstelle Kriminalprävention Bremen (KSKP) 
Der Senator für Inneres und Sport 

Contrescarpe 22 - 24, 28203 Bremen 

Telefon: 0421 / 361 - 89 558 
Telefax: 0421 / 496 - 89 558 

E-Mail: kskp@inneres.bremen.de 
Homepage: www.kriminalprävention.bremen.de 
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Das IPoS ist ein interdisziplinär ausgerichtetes Institut, das in erster Linie 
Forschung für und über die Polizei betreibt und somit zu einer stärkeren 
Vernetzung von polizeilicher Alltagspraxis mit Aus- und Fortbildungsaktivi-
täten beiträgt. Darüber hinaus wird der wachsenden Bedeutung privater 
Sicherheitsunternehmen für die Innere Sicherheit durch entsprechende 
Begleitforschung Rechnung getragen.  

Durch die fachlichen Ausrichtungen der Institutsmitglieder bilden derzeit 
die Fachdisziplinen Rechtspsychologie, Rechtswissenschaften, Kriminalis-
tik, Kriminologie und Soziologie die wissenschaftlichen Säulen des IPoS. 
Durch das breite Spektrum vertretener Wissenschaftsdisziplinen sind op-
timale Rahmenbedingungen gegeben, um die für polizeibezogene For-
schung unabdingbare Interdisziplinarität und Anwendungsorientierung zu 
gewährleisten.  

Das IPoS versteht sich als unterstützende Serviceeinrichtung, die auf An-
frage der Polizei oder der selbständigen Betriebseinheit Fortbildung bei 
der inhaltlichen Ausgestaltung von Seminaren, Workshops u. ä., sowie bei 
der Vermittlung von Kontakten zu einschlägig ausgewiesenen Referentin-
nen und Referenten behilflich ist. Die Institutsmitglieder übernehmen zu-
dem auf Anfrage Vortrags- und Schulungsverpflichtungen zu Themen ihrer 
jeweiligen Forschungs- und Arbeitsschwerpunkte.  

 

 

Kontakt: 

Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPoS) 
Hochschule für Öffentliche Verwaltung 
Doventorscontrescarpe 172 
28195 Bremen 

Telefon: 0421 / 361 - 52 96 

E-Mail: daniela.fischer@hfoev.bremen.de 
Homepage: www.ipos.bremen.de 
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"Kommunale Kriminalprävention in Deutschland – Anmerkungen zu 

Erfolgen und Defiziten, Risiken und Nebenwirkungen" 

Die Entwicklung der Kommunalen Kriminalpräventi-
on in Deutschland liest sich wie eine Erfolgsstory: 
Wohl keine andere kriminalpräventive Idee hat so 
schnell so flächendeckend Verbreitung gefunden.  

Und in der Tat ist der Ansatz, Kriminalität dort zu 
bekämpfen, wo sie entsteht, begünstigt oder geför-
dert wird – nämlich vor Ort, in den Städten und Ge-
meinden –, in gemeinsamer Verantwortung der Bür-
ger des jeweiligen Gemeinwesens sowie ihrer 
kommunalen und staatlichen Einrichtungen und da-
bei der Prävention den Vorrang vor der Repression zu geben, aus krimino-
logischer wie kriminalpolitischer Sicht eine Idee von bestechender Ver-
nünftigkeit.  

Allerdings sind – nicht erst in jüngster Zeit – Defizite, Risiken und Neben-
wirkungen unübersehbar: Unklare Inhalte, Konzept- und Konturlosigkeit, 
unzureichende personelle und finanzielle Ausstattung, geringe Verbind-
lichkeit der Beschlüsse und Empfehlungen, weitgehend fehlende Doku-
mentation der Erfahrungen, kaum Programm- oder Ergebnisevaluation 
und: Bürgerbeteiligung Fehlanzeige! 



 

�

EU-Konferenz 9./10. Mai 2012 in Bremen 
Kommunale Kriminalprävention und Bürgerbeteiligung 

 

Dr. Wiebke Steffen 

Kommunale Kriminalprävention in Deutschland – Anmerkungen zu 

Erfolgen und Defiziten, Risiken und Nebenwirkungen1 

 

Die Entwicklung der Kommunalen Kriminalprävention in Deutschland – 
oder genauer: 

� die Entwicklung der dafür für erforderlich gehaltenen Netzwerke von 
Gremien Kommunaler Kriminalprävention  

liest sich wie eine Erfolgsstory:  

Seit den 1990er Jahren sind in vielen deutschen Städten, Landkreisen und 
Kommunen neue Netzwerke der Kommunikation und Kooperation zwi-
schen Kommunalverwaltung und Kommunalpolitik, Polizei, Justiz, Wirt-
schaft, sozialen Diensten, freien Trägern und anderen Akteuren der Krimi-
nalprävention mit dem Ziel entstanden, (Alltags)Kriminalität zu verhindern 
oder zumindest zu verringern sowie die öffentliche Ordnung zu gewähr-
leisten bzw. zu verbessern.  

Dabei war vor allem bis zum Anfang des 2. Jahrtausends geradezu ein 
„Gremien-Boom“ zu verzeichnen, der Anlass dazu gab, von dem „Sieges-
zug des Gedankens der Kommunalen Kriminalprävention“ zu sprechen. 
Und in der Tat hat wohl keine andere kriminalpräventive Idee so schnell so 
flächendeckend Verbreitung gefunden. 

Seither ist allerdings eher Ernüchterung eingekehrt und die Zahl der 
kommunalen Präventionsgremien stagniert bei etwa 2.000 solcher Netz-
werke in Deutschland: Etliche Gremien haben ihre Arbeit wieder einge-
stellt, einige wenige sind neu hinzukommen.  

Woher kommt diese Ernüchterung? Denn eigentlich ist doch der Ansatz, 

� Kriminalität und „Unordentlichkeiten“ dort zu verhindern, wo sie 
entstehen, begünstigt und gefördert werden, nämlich 

� vor Ort, in den Städten und Gemeinden und das 

                                                 
1 Siehe dazu auch Steffen 2005, 2006, 2009. Hier finden sich auch die Literaturangaben.  
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� in gemeinsamer Verantwortung der Bürger des jeweilige Gemein-
wesens sowie ihrer kommunalen, staatlichen und sonstigen Einrich-
tungen, aus kriminologischer wie kriminalpolitischer Sicht  

eine „Idee von bestechender Vernünftigkeit“ (Heinz 2005). 

Aus meiner Sicht liegt der eigentliche, tiefere Grund für diese Ernüchte-
rung in einer Problematik, die für die Situation der Kriminalprävention in 
Deutschland typisch ist: Wir haben hinsichtlich der Kriminalprävention 
nämlich kein Erkenntnisproblem – Sie werden kaum jemanden finden, 
der Kriminalprävention im allgemeinen und Kommunale Kriminalpräventi-
on im besonderen nicht für gut, sinnvoll und förderungswürdig hält -, wohl 
aber ein Umsetzungsproblem (Heinz 1998). 

Bezogen auf die Gremien kommunaler Kriminalprävention bedeutet das: 
Diese „Idee von bestechender Vernünftigkeit“ konnte nur in wenigen und 
durch wenige Gremien tatsächlich – erfolgreich, wirkungsvoll und nachhal-
tig - realisiert werden. Die Frage danach, für wie viele  - welche - Gremien 
dieser positive Befund zutrifft, kann allerdings nicht beantwortet werden: 
Zum Umsetzungsproblem der Kriminalprävention in Deutschland gehört 
auch, dass es an gesicherten empirischen Erkenntnisse zum Erfolg der 
Gremien kommunaler Kriminalprävention, seinen Bedingungen und Krite-
rien, weitgehend fehlt.  

Das was wir wissen lässt allerdings den Schluss zu, dass Defizite, Risi-

ken und Nebenwirkungen der kommunalpräventiven Gremienarbeit mit 
ihren ernüchternden Folgen unübersehbar sind. Um nur die wichtigsten zu 
nennen: 

� Der Ausbaustand, die finanzielle wie personelle Ausstattung ist sehr 
unterschiedlich und häufig unzureichend: Hinter manchem „Gremi-
um“ verbergen sich Ein-Mann/Eine-Frau-Betriebe mit spärlich ge-
füllter Kasse. 

� Die weitaus meisten Gremien besitzen keinen rechtlich bestimmten 
und abgesicherten Status, die Frage ihres institutionellen Charak-
ters und der damit verbundenen Aufgaben ist weitgehend unklar 
und dadurch problembehaftet.  

� Die Beteiligung an den Gremien ist grundsätzlich freiwillig und nicht 
verbindlich. Mit der Konsequenz, dass auch die Verbindlichkeit von 
Beschlüssen und Empfehlungen der Gremien gering ist. Außerdem 
sind Konsensprinzip und Gleichberechtigung der Partner Aus-
gangspunkt und Basis der kommunalpräventiven Gremien. Be-
schlossen werden kann nur, was auf allgemeine Zustimmung stößt 
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oder zumindest von allen geduldet wird. Dadurch eignen sich aber 
auch nur wenige Themen überhaupt für diese Art der Gremienar-
beit. 

Nicht zuletzt deshalb ist nicht gerade selten der Eindruck entstan-
den, dass von den Gremien mehr Konzepte, Papiere und Diskussi-
onen produziert werden als wirksame Taten. 

� Für die Aktivitäten vieler Gremien sind unklare Inhalte, Konzept- 
und Konturlosigkeit kennzeichnend. Dazu gehört auch, dass die 
Gremien vielfach gleich mit Aktivitäten „loslegen“ und den ersten – 
und wichtigsten – Schritt versäumen, der solche Aktivitäten über-
haupt nur begründen und sinnvoll machen kann: Die Erstellung, 
Auswertung und Umsetzung einer lokalen Problem- und Kriminali-
tätsanalyse. Nur auf der Basis einer solchen Analyse – optimal in 
Form einer Kriminologischen Regionalanalyse - können Notwen-
digkeiten und Ansatzpunkte für präventive Maßnahmen erkannt 
und den einzelnen Akteuren der Kommunalen Kriminalprävention 
zugewiesen werden. 

� Die Gremien befassen sich überwiegend mit dem Bereich der Kin-
der- und Jugendkriminalprävention, hier insbesondere mit der Ge-
waltprävention – blenden weitere, wichtigere (?) Kriminalitätsphä-
nomene also weitgehend aus - und verfolgen mit ihren Projekten 
und Aktivitäten vor allem Maßnahmen des universellen Ansatzes 
(soziale oder primäre Prävention), seltener des selektiven Ansatzes 
(situative oder sekundäre Prävention), obwohl dieser Ansatz für die 
kommunale Prävention der besonders geeignete und spezifische 
wäre.   

Da es sich bei „ihrer“ Kriminalität um ein überwiegend örtliches 
Phänomen handelt und viele für das Tatgeschehen relevante Fak-
toren einen deutlichen Lokalbezug aufweisen, sind solche Faktoren 
auch in der Regel selektiver, situativer Natur: Konkrete Gefähr-
dungslagen, lokale Tatgelegenheitsstrukturen, Hilfe und Stützung 
einzelner Personen und Personengruppen im Problemlagen, Schu-
lung/Training (potenzieller) Opfer etc. 

� Nur äußerst selten setzen sich die Gremien mit den Problemen der 
Vernetzung und Koordination auseinander, obwohl doch mit der 
Kommunalen Kriminalprävention gerade koordinierte, vernetzte Ak-
tionen angestrebt werden – und die Erreichung dieses Zieles kei-
neswegs schon dadurch gesichert ist, dass alle Akteure in einem 
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Gremien sitzen. Im Gegenteil: Die Hemmnisse und Herausforde-
rungen durch die sehr heterogenen und oft auch konträren Interes-
sen der Gremienmitglieder sind vielfältig. Das machen schon die je 
nach Herkunftsinstitution sehr unterschiedlichen Verständnisse et-
wa von Kriminalität, von Ordnung und Sicherheit, von geeigneten 
Vorgehensweisen deutlich: Ist etwa der „auffällige“ Jugendliche je-
mand der Probleme macht oder jemand der Probleme hat? Ist der 
verwahrloste Jugendliche eine Bedrohung für die Gesellschaft oder 
bedroht die Gesellschaft den Jugendlichen mit Verwahrlosung? 

� Der Alibicharakter mancher Gremien ist unübersehbar und gehört 
zu ihren problematischsten Nebenwirkungen. Symptomatisch dafür 
ist die ehrliche Antwort auf die Frage, was passieren würde, wenn 
die meisten Gremien ihre Arbeit einstellen würden: Wahrscheinlich 
nichts. 

Schließlich, und damit sind wir bei dem Problem der Gremien kommunaler 
Kriminalprävention, dass im Rahmen dieser EU-Konferenz vor allem inte-
ressiert: Es ist nur sehr wenigen Gremien gelungen, den Anspruch auf 
Bürgerbeteiligung zu verwirklichen und „normale Bürger“ ohne „offizielle 
Funktion“ – also sozusagen „funktionslose Bürger“ zu integrieren.  

In der Zusammensetzung der Gremien dominieren die kommunalen 
Dienststellen, es folgen die Polizei, Vertreter der Wirtschaft, des Handels, 
der Kirchen und - mit deutlichem Abstand - Schulen, Vereine und sonstige 
Institutionen. Fast völlig fehlen die „funktionslosen“ Bürger – obwohl in ih-
rer Beteiligung das eigentlich Neue der kommunalen Kriminalprävention 
und für ihren Erfolg Entscheidende gesehen wurde und wird: „Bürgerbetei-
ligung gilt als eines der konstituierenden Merkmale der Kommunalen Kri-
minalprävention“ (Kooperationsstelle Kriminalprävention Bremen: Aktuel-
les). 

Die Bürger scheinen nur einmal dabei zu sein: Als Befragte der Erhebun-
gen zum Sicherheitsgefühl der Bevölkerung einer Gemeinde, die zu den 
Routinemaßnahmen der Gremien Kommunaler Kriminalprävention gehö-
ren – weshalb ihre Sinnhaftigkeit auch nur selten hinterfragt wird.  Nur 
ausnahmsweise konnte der Anspruch verwirklicht werden, die Bürger bei 
der Kriminalitätskontrolle von Betroffenen zu Beteiligten zu machen, ihre 
Partizipation am und ihre Verantwortung für den Sicherheitszustand ihres 
Gemeinwesens zu ermöglichen und durchzusetzen.  
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Gemessen am Selbstverständnis und dem Anspruch der Gremien kom-
munaler Kriminalprävention liegt hier ohne Frage eine Schwachstelle vor – 
aber gleichzeitig auch ein Missverständnis. 

Einmal abgesehen davon, ob die „funktionslosen“ Bürger überhaupt ein 
Interesse daran haben, in den Gremien mitzuarbeiten, ob sich also über-
haupt genug Bürger finden lassen, widerspricht es der Organisation und 
Arbeitsweise von Gremien – selbst wenn sie, wie bei der Kommunalen 
Kriminalprävention üblich, nur wenig formalisiert sind – funktionslose Bür-
ger einzubinden.  

Gremien können nur dann sinnvoll arbeiten, wenn ihre Mitglieder einer 
anderen staatlichen oder nicht-staatlichen Einrichtung gegenüber verant-

wortlich sind, also einer solchen Einrichtung angehören, von ihr in das 
Gremium entsandt werden, um hier die Interessen ihrer Einrichtung zu 
vertreten. Im Gegenzug sollten diese Vertreter dann die Inhalte und Er-
gebnisse der Beratungs- und Projektarbeit des Gremiums wieder in ihre 
Einrichtungen hineintragen und umsetzen, um so auch als Multiplikatoren 
der institutionalisieren Kriminalprävention für die „funktionslosen“ Bürger – 
etwa ihre Vereinsmitglieder - zu fungieren. Das allerdings geschieht noch 
zu selten, zu zufällig, zu wenig systematisch.  

Darüber hinaus ist für die „funktionslosen“, aber gleichwohl zu einem kri-
minalpräventiven Engagement bereiten Bürgern auf kleinräumiger (Sozi-

alraum- oder Stadtteil-) Ebene bei konkreten, anlassbezogenen, sie di-
rekt betreffenden Projekten und Maßnahmen eine Mitarbeit möglich und 
sinnvoll. Anknüpfend an die Bedürfnislage und die hohe Kompetenz der 
Bürger für Dinge, die ihr unmittelbares Umfeld betreffen, können sich die-
se an konkreten, kurzfristigen, aktionsorientierten Maßnahmen beteiligen, 
die gerade in „Stadtteilen mit besonderem Erneuerungsbedarf“ – vulgo: 
sozialen Brennpunkten – über Kriminalprävention hinausgehen und 
sozialräumliche Strategien verfolgen dürften (s. dazu auch Frevel e.a. 
2009 und Kahl/Kober 2009).  

Ganz im Sinne eines weiten Verständnisses von Sicherheit, das nicht nur 
die innere Sicherheit, sondern auch und gerade die soziale und wirtschaft-
liche Sicherheit umfasst sowie der Weiterentwicklung der Kriminalpräven-
tion hin zu sozialer Prävention (Steffen 2012). 
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Community und Kriminalprävention – Wechselseitiger Nutzen 

Der Ausdruck “Gemeinschaft” wird in vielerlei Art 
und Weise gebraucht –und falsch verwendet-, die 
maßgeblich ist für die Praxis und die Politik von 
präventiver Verbrechensbekämpfung. –
Gemeinschaft- hat sogar innerhalb einer einzelnen 
Sprache wie Deutsch oder Englisch viele 
Bedeutungen und Interpretationen. (In der Tat sind 
‚community‘ und ‚Gemeinschaft‘ nicht völlig 
deckungsgleich.) Dennoch ist die Klarheit der 
Definition unerlässlich für das Denken, die 
Zusammenarbeit (speziell zwischen Lehrfächern 
und zwischen Nationen) und die Erfassung und Erfassung und gemeinsame Nutzung des praktischen Wissens.  

In meiner Präsentation werde ich die Begriffe Gemeinschaft, Sicherheit 
der Gemeinschaft, Gemeinschaft als eine Quelle der Kriminalität und Ge-
meinschaft als ein Rahmen und eine Einrichtung für Verbrechensverhü-
tung diskutieren. Ich werde mich auf die „5 I-Grundstruktur“ zur Ausfüh-
rung von präventiver Verbrechensbekämpfung stützen, und ich werde ei-
nen Überblick über die Art und Weise geben, in der die Gemeinschaft auf 
jedem ihrer Hauptaufgabengebiete mitspielt: Intelligence, Intervention, 
Implementation, Involvement und Impact (Information/Wissen, Einschrei-
ten, Durchführung, Mitwirkung und Einfluss). Die Rolle, die von der Ge-
meinschaft/ dem Gemeinwesen gespielt wird, kann in jedem Fall positiv, 
negativ oder beides sein.  
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"Bürgerbeteiligung in der Kommunalen Kriminalprävention -  

Motive, Erfahrungen und Perspektiven" 

Wachsende Aufmerksamkeit wird der präventiven 
Verbrechensbekämpfung in den Gemeinwesen und 
der Wichtigkeit, die Bürger einzubinden und zu 
beteiligen, entgegen gebracht. Das ist ein Trend, 
der sich widerspiegelt in Aktivitäten zur Verbre-
chensverhütung, aber auch generell auf dem sozia-
len Sektor im Verhältnis zu gefährdeten Gruppen, 
wo Bürger mit der Übernahme einer anderen Rolle 
eingebunden werden können. Wie verstehen und 
verdeutlichen wir die Rolle des Bürgers in der Krimi-
nalprävention? – Wer übernimmt die Initiative und 
übt Einfluss aus?  

Die Antwort wird gegeben in Relation zum Bürgerkonzept, das aus vielen 
verschiedenen Aspekten der Rolle des Bürgers in der Gesellschaft besteht, 
eingeschlossen seine Rolle im Hinblick auf die Kriminalitätsverhütung. 
Dänemark hat verschiedenartige Erfahrungen bezüglich der Mitwirkung 
der Bürger an der Arbeit für das Gemeinwesen sowie bei der Kriminalprä-
vention; dabei wird ein Bezug hergestellt zu Themen wie Stadt und Nach-
barschaften, Beratung und Anleitung für bedürftige Menschen, einge-
schlossen verschiedene Verbände, die Menschen und Bereiche der Frei-
zeitgestaltung unterstützen, welche sich aktiv bemühen, Randgruppen 
unserer Gesellschaft einzugliedern.  

Aus den dänischen Erfahrungen heraus wird ein Ausblick auf die Heraus-
forderungen, die sich bei der Einbindung von Bürgern in die Kriminalitäts-
prävention im Gemeinwesen ergeben, zusammenfassend dargestellt. 
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"Neue Netzwerker gesucht - Perspektiven präventiven Handelns auf 

kommunaler Ebene in einer europäischen Bürgergesellschaft" 

Bürgerschaftliches Engagement im Bereich der 
(Kriminal-)Prävention existiert in vielfachen Ausprä-
gungen und Formen und hat eine lange Tradition. 
Auch im vielschichtigen Arbeitsbereich der Präven-
tion vollziehen sich seit etliche Jahren große Ent-
wicklungsprozesse im Selbst- und Fremdbild sowie 
den Engagementsformen ehrenamtlich engagierter 
Bürgerinnen und Bürger. Für Bürger, Bürgervertre-
ter und Bürgerexperten werden konkrete Beteili-
gungsmöglichkeiten zunehmend komplexer.  

Mehr denn je gilt der Grundsatz global zu denken, 
um lokal kompetent handeln zu können. Die weitere Entwicklung der Zivil-
gesellschaft hat auch damit zu tun, wie wir unsere Gesellschaft gemein-
schaftlich sicherer und attraktiver machen können, denn bürgerschaftli-
ches Engagement, demokratische Beteiligung und Zivilcourage halten die 
Gesellschaft zusammen und wirken auch kriminalpräventiv.  

Ebenso erfolgen finanzielle Unterstützungen für kommunale Präventions-
gremien zunehmend durch bürgerschaftlich organisierte regionale Förder-
vereine, Stiftungen und Serviceclubs sowie durch örtliche Bürgerstiftun-
gen. Der Beitrag informiert über konkrete Einzelprojekte und diskutiert 
Strukturmerkmale und Perspektiven präventiven Handelns auf kommuna-
ler Ebene in einer europäischen Bürgergesellschaft. 
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Ansätze und Herausforderungen zur Einbindung des Gemeinwesens 

in die Kommunale Kriminalprävention in baltischen Staaten 

Das Engagement der Gemeinden in Sachen polizei-
liche Überwachung und Sicherheit ist ein Thema, 
das seit langem in der ganzen Welt diskutiert wird. 
Die baltischen Staaten haben im europäischen Kon-
text ihre eigenen besonderen Gegebenheiten. Die 
20 Jahre seit der Erlangung der Unabhängigkeit 
hatten einen riesengroßen Einfluss auf die Gesell-
schaft, aber die Jahre des Sowjetregimes davor hin-
terließen ebenfalls einen bedeutsamen Eindruck. 
Die Initiativen der letzten beiden Jahrzehnte, die die 
Gemeinden ermutig(t)en, sich an Bürger-Aktionen 
für Sicherheit zu beteil gen, stammen gewöhnlich aus den westeuropäi-
schen Ländern, den USA, Kanada.  

Bewährte Vorgehensweisen und Modelle aus dem Ausland wurden als 
beste Lösungen aufgenommen und ohne nähere Untersuchungen ihres 
Zusammenhangs von der Polizei oder den örtlichen Behörden im Rahmen 
der Sicherheitspolitik durchgeführt. In vielen Fällen waren solche Aktionen 
weder effizient noch effektiv.  

Einige besondere Bürger-Aktionen, die aus Sicherheitsgründen spontan in 
Gemeinwesen entwickelt wurden, schienen jedoch auch ohne die Unter-
stützung durch örtliche Behörden nachhaltig zu sein Warum bewähren 
sich einige Modelle in den baltischen Staaten und andere nicht? Worauf 
basieren die erfolgreichen Modelle? Was veranlasst die Gemeinwesen, 
sich bei Sicherheitsaktionen einzubringen? Warum sind einige Aktivitäten 
tragfähig und andere nicht? All diese Fragen werden in dieser Präsentati-
on diskutiert. 
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"Aufgaben von CEPOL, das CEPOL Exchange program und Anknüp-

fungspunkte zur Kriminalprävention" 

Die Abkürzung CEPOL steht für die französische 
Bezeichnung „Collège européen de police“. Die 
deutsche Bezeichnung lautet „Europäische Polizei-
akademie”. CEPOL führt leitende Polizeibeamte aus 
ganz Europa zusammen und fördert so die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung von Kriminalität und bei der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung.  

Im Jahr 2005 wurde CEPOL als Agentur der Euro-
päischen Union (EU) errichtet. Das Sekretariat von 
CEPOL hat seinen Sitz in Bramshill im Vereinigten 
Königreich, ungefähr 70 km westlich vom Zentrum Londons. CEPOL fun-
giert als Netzwerk, wobei die Veranstaltungen - Kurse, Seminare, Konfe-
renzen und Sitzungen - in und von den Mitgliedstaaten, in erster Linie in 
den nationalen Ausbildungseinrichtungen für hochrangige Polizeibeamte 
durchgeführt werden.  

Dabei organisiert CEPOL jährlich zwischen 60 und 100 Kurse, Seminare 
und Konferenzen zu einer großen Bandbreite von Themen, die für die Po-
lizeiarbeit in Europa heute von Belang sind. Ergänzend führt CEPOL lei-
tende Polizeibeamte im Rahmen eines europaweiten Austauschpro-
gramms zusammen, zu welchem sich Polizeibeamte der EUMitgliedsstaa-
ten zu verschiedenen Themenschwerpunkten – u. a. auch Crime 
Prevention - bewerben können. 
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"Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt" 

Als ein wesentliches Merkmal kommunaler Krimi-
nalprävention ist das Arbeiten in Netzwerken her-
vorzuheben. Seit den 1990er Jahren gelten Krimi-
nalpräventive Räte, Runde Tische und Arbeitskreise 
als quasi unverzichtbare Elemente. Vor allem Poli-
zei, Kommune, Bildungseinrichtungen und Wohl-
fahrtsvereinigungen sind Kernmitglieder, aber auch 
Freizeitvereine, Nachbarschaften und "freie" Bürger 
werden hier beteiligt.  

Es entstehen neue Formen der Steuerung in einem 
wichtigen, die Bürgerschaft unmittelbar betreffenden 
Politikfeld Innere Sicherheit. Politikwissenschaftlich können diese Netz-
werke aus verschiedenen Perspektiven betrachtet werden: So knüpfen die 
Betrachtungen der Governance-Diskussion hier an, sind Aspekte der Bür-
gerkommune interessant und können die Grundfragen an multi-agency 

partnerships hier politikfeldspezifisch analysiert werden. Zudem sind Fra-
gen nach der Legitimität und Effizienz öffentlichen Handelns zu betrach-
ten. Aus politikwissenschaftlicher Sicht werden in diesem Vortrag zentrale 
Erkenntnisse aus zwei empirischen Forschungsprojekten zur "Kooperati-
ven Sicherheitspolitik in der Stadt" diskutiert, die sich mit den Akteurskons-
tellationen in Gremien befassen.  

Die Frage, warum die verschiedenen Akteure mit welchen eigenen Inte-
ressen die Kooperation suchen, welchen Nutzen sie ziehen und anderen 
Partnern bringen, wie sich Tauschbeziehungen gestalten und welche the-
matischen Orientierungen sich aus den Akteurskonstellationen ergeben, 
wird dargestellt, um anschließend der Frage nachzugehen, ob und in wel-
cher Form, Intensität und Reichweite nichtinstitutionelle Akteure, also der 
Bürger, legitim und sinnvoll in solchen kriminalpräventiven Gremien betei-
ligt werden können oder sollen.  



 
��

 

 

 

 

 



 
��

 

 

 

 

 

 



 
��

 

 

 

 

 

 



 
��

 

 

 



 
��

11&+&�+����:����*�2
�/�5��
���+�����6��� �������������

���
����������/�����,
�)�+���	������

 

Der gute Bürger - Bereit deinen Beitrag zu leisten? 

Eine der größten Herausforderungen auf dem Feld 
der Prävention ist die Sicherung der Qualität der 
Arbeit, d.h. tue die richtigen Dinge und tue sie auf 
richtige Art und Weise. Ich weise darauf hin, dass 
das in den meisten Fällen nicht ordentlich geschieht. 
Warum das? Die Antwort ist natürlich vielfältig, hat 
aber oft damit zu tun, dass es an einem System für 
Präventionsplanung und für ihre Durchführung 
mangelt.  

Ein verbreitetes Szenario, zumindest in Schweden, 
ist, dass die Medien einige ernste Vorfälle beschrei-
ben – z.B. bandenbezogene Schießereien/Morde, Raub durch Jugendli-
che, Krawalle, Brandstiftungen – und/oder die soziale Situation in Vorstäd-
ten mit Arbeitslosigkeit, Armut, Drogenmissbrauch usw. Politiker und/oder 
Leiter in Gemeinden, da sie die Menschen mit guten Absichten und Zielen 
sind, reagieren, indem sie sagen: Wir müssen etwas in dieser Sache tun – 
jetzt! Oft mit der zusätzlichen Anordnung: Und wir müssen die Bürger bei 
dieser Arbeit beteiligen!  

Diese Reaktion kann das „Problem der Woche – Syndrom“ verursachen, 
bei dem man herumrennt und Feuer löscht, sowie sie ausbrechen. Das 
Resultat: vom Bauch (der Intuition) geleitete, an Aktion orientierte Ver-
schwendung von Zeit und Geld. Gute Absichten sind nicht genug für eine 
effektive Präventionsarbeit. Das könnte sogar schädlich sein. Ein System 
(Struktur und Professionalität), um Entscheidungen zur Qualität von Prä-
ventionsmaßnahmen zu treffen, ist vorrangig, wenn man einen wirklichen 
Wandel will. Wenn man durch diese Brille auf die Beteiligung der Bürger 
schaut, sollte man sich fragen: Warum? Was ist der Zweck der Bürger-
Beteiligung? Wie passen sie hinein, oder: passen sie überhaupt hinein?  
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"Aufbau der Kommunalen Kriminalprävention in Estland " 

Die Organisation “Estonian Neighbourhood Watch 
Association” (2000- 2012) ist ein Beispiel für den 
Prozess, das Ausmaß an Gemeinschaftsbeteiligung 
aufzubauen, das nötig ist für die Prävention von 
Kriminalität. Bedingt durch seine Geschichte, seine 
Kultur und die Ereignisse der vergangenen sieben 
Jahrzehnte in Estland ist der Begriff  - Gemein-
schaftsbeteiligung- ziemlich problematisch.  

Die Analyse von ENWA gebraucht den Begriff der 
Salutogenese und kontrastiert Saul Alinskys Kon-
flikt-Modell vom Organisieren (in) der Gemeinschaft 
mit der Entwicklung (in) der Gemeinschaft. Die Analyse versucht, beides 
zu erklären: den Prozess der individuellen Beteiligung bei ENWA und 
auch den Rückgang von Kriminalität (oder zumindest den Rückgang der 
Angst vor dem Verbrechen).  

Die Analyse basiert auf ENWA-Literatur und Interviews mit Tarmo Valk, 
dem Gründer von ENWA und ersten geschäftsführenden Direktor, Tiina 
Ristmae, der zweiten geschäftsführenden Direktorin von 2007 – 2011, und 
Anu Leps (Politikreferent, Justizministerium Estland). 
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"Bürgerbeteiligung in der Praxis" 

In der Polizei Groningen wird immer wieder nach 
neuen Möglichkeiten gesucht, Bürger mit Blick auf 
Lebensqualität und Sicherheit in die Polizeiarbeit 
einzubeziehen.  

Einer der Möglichkeiten ist das Projekt "Stadtviertel 
Forum (Wijkpanal)".  

Der Vortrag will darüber berichten, was in dem Pro-
jekt gut gelingt und was in der Arbeit nicht gut ge-
lingt.  
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"Kompetenzen in der Kommunalen Kriminalprävention" 

Bürgerbeteiligung gilt als eines der konstituierenden 
Merkmale der Kommunalen Kriminalprävention. An 
Bürger und Bürgerinnen sind die unterschiedlichsten 
Rollenerwartungen gerichtet. Sie sollen beispielsweise 
Informationen liefern, Themen vorschlagen und die 
informelle Sozialkontrolle stärken.  

Häufig geäußert ist der Wunsch einer Bürgerbeteili-
gung in der institutionalisierten Kommunalen Kriminal-
prävention in Form von Präventionsgremien. Studien 
zeigen jedoch, dass Anspruch und Wirklichkeit ausei-
nanderklaffen. Bürgerbeteiligung findet in Deutschen 
Präventionsgremien kaum statt. Durch konkrete und 
direkt an die Bedarfe von Bürgern ausgerichtete Pro-
jekte soll gemeinsam mit ihnen dieser häufig als Prob-
lem beschriebene Zustand geändert werden.  

Eine wichtige Gelingensbedingung scheint ein hoher 
sozialer Zusammenhalt zu sein. Ohne sozialen Zu-
sammenhalt, Solidarität und Verantwortungsübernah-
me scheint der Anspruch einer bürgerbeteiligten 
Kommunalen Kriminalprävention uneinlösbar zu sein. 
Deshalb ist für eine erfolgreiche Kommunale Kriminal-
prävention die Entwicklung von Beteiligung ermöglichenden und fördernden 
Strukturen unabdingbar.  

In dem Vortrag wird auf den Zusammenhang von sozialem Zusammenhalt 
und Kommunaler Kriminalprävention unter Berücksichtigung aktuellen Ent-
wicklungen eingegangen. Weiterhin wird auf hierfür notwendige Vernetzungs-
kompetenzen eingegangen, denn ein Kernelement der nachhaltigen Entwick-
lung und Verbesserung der Kommunalen Kriminalprävention stellt die Koope-
ration ihrer Beteiligten dar. Kooperationen oder Netzwerke zu generieren, zu 
pflegen und auszubauen gehört zu den Grundkompetenzen von Vorbeu-
gungsaktivitäten. Allerdings stößt auch hier der gute Netzwerkwille oftmals an 
seine Grenzen, führt zu Frustrationen und Beeinträchtigungen der Kommuna-
len Kriminalprävention. Der Beitrag hebt einerseits auf Grenzen der Koopera-
tionen ab, führt aber andererseits auch Vernetzungsempfehlungen aus. 
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